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Mitglieder der Gruppierung «Gare a toi», die sich gegen das geplante Sicherheitszentrum einsetzt, während einer Pressekonferenz am 20. April. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)

Philippe Reichen, Lausanne

Die Politik feiert den Umbau des
Lausanner Bahnhofs gerne als
ein «Jahrhundertprojekt». 1,3Mil­
liarden Franken investieren der
Kanton Waadt, die Stadt Lau­
sanne unddie Immobiliengesell­
schaft der SBB in die Moder­
nisierung und den Ausbau des
Gebäudes.DieArbeiten haben im
Sommer 2021 begonnen, erst
2032 sind sie definitiv abge­
schlossen.

So gross dieVorfreude auf das
neue Prunkstück im Herzen von
Lausanne auch ist: Rund um die
Grossbaustelle gibt es Misstöne.
Eine rund 50 Köpfe zählende
Gruppe aus Akademikerinnen,
KunstschaffendenundPolitikern
bezichtigt denKantonWaadt und
insbesondere dessen Kantons­
polizei, das Jahrhundertprojekt
dazu zu nutzen, ein aus ihrer
Sicht somit überdimensioniertes
Sicherheitszentrumeinzurichten
und gezielt nachMenschen ohne

Aufenthaltsbewilligungen zu
suchen. Die Gruppe wehrt sich
mit einem offenen Brief gegen
das Projekt, erinnert an Fälle von
Polizeigewalt gegen Schwarze in
den letzten Jahren undwarnt vor
«Unmenschlichkeit, Rassismus
und Staatsgewalt».

Zuständige Staatsrätin
spricht von «Gerücht»
Ein Bahnhof müsse ein Ort der
Freiheit sein und bleiben, gerade
für Leute, die aus Kriegsgebieten
fliehen oder ihre Heimat aus an­
deren Gründen verlassen muss­
ten,hält die Gruppe fest.Darüber
hinaus zeigt sie sich irritiert da­
von, dass die für die Polizei zu­
ständigeRegierungsrätinBéatrice
Métraux (Grüne) das Sicherheits­
zentrum noch im März als «ein
Gerücht» abgetan hatte.

Einzelne Kritiker traten jüngst
vor die Medien. Darunter der
Architekt und Kunsthistoriker
Matthieu Jaccard. Der Kanton
kaschiere das Projekt in Projekt­

plänen als Parkgarage, kritisierte
er. Und der grüne Lausanner
Stadtrat Ilias Panchard forderte
den Kanton auf, endlich offen
über das Projekt zu informieren
und eine demokratische Debatte
zu ermöglichen.

Was ist da in Gang? Wozu
braucht es ein Sicherheits­
zentrum im Bahnhof Lausanne,
das es gemäss SBB-Sprecher
Philippe Revaz in vergleichbarer
Weise nur inBahnhöfen in Sitten,
Bellinzona und Coppet gibt?
Wiemussman sich das Zentrum
vorstellen?

SBB-Sprecher Revaz erklärte
sich für solche Art Fragen nicht
zuständig und leitete sie
umgehend an die Waadtländer
Kantonspolizei weiter. Der
Polizeisprecher Jean-Christophe
Sauterel betonte, ein Sicherheits­
zentrum gebe es im Bahnhof
Lausanne seit vielen Jahren. In
diesem arbeiteten Kantonspoli­
zisten, Grenzschützer des Bun­
des und Bahnpolizisten der SBB

zusammen. Die heutigen Loka­
litäten seien jedoch veraltet und
müssten erneuert werden.

Offenbar geht es aber nicht
nur um deren Modernisierung,
sondern vor allem um einen
substanziellenAusbau des beste­
henden Zentrums. Im künftigen
Bahnhof soll es neu eine Ge­
fängniszelle, acht Gewahrsams­
zellen und acht Einvernahme­
zimmer geben. Die Lokalität soll
über 3000 Quadratmeter gross
sein und sich über drei Etagen
erstrecken. 80 Personen sollen
gleichzeitig imZentrumarbeiten
können. Teil des Sicherheits­
zentrums soll auch ein Parkplatz
mit 30 Plätzen sein.

Bloss ein «gewöhnlicher
Polizeiposten»
Im letzten Herbst hat der
Kanton einen Projektkredit über
132’000 Franken gesprochen.Die
Baukosten sind aber noch nicht
beziffert worden. Die Betriebs­
kosten sollen sich der Kanton

Waadt, der Bund und die SBB
später teilen.

Polizeisprecher Sauterel de­
mentiert, es werde im Geheimen
geplant.Gemäss ihm ist das neue
Sicherheitszentrum in den von
den SBB präsentierten Plänen
nicht als Parkhaus, sondern als
drei Etagen grosser Geschäfts­
bereich erkennbar. Der Polizei­
sprecherdementiert ebenso,dass
es PolizistenundGrenzschützern
im neuen Zentrum darum gehe,
im Bahnhof Sans-Papiers oder
Asylsuchende ohne Aufenthalts­
bewilligung aufzugreifen.

Es gehe darum,denPersonen­
verkehrunddieWareneinfuhr im
internationalen Zugverkehr aus
Italien und Frankreich nach
Lausanne zu kontrollieren und
Taschendieben dasHandwerk zu
legen und ähnliche Kleindelikte
präventiv zu verhindern, sagt
Sauterel. Für ihn ist klar: «Das
Sicherheitszentrum ist nichts
anderes als ein gewöhnlicher
Polizeiposten.»

Wenn plötzlich die Polizei einzieht
Lausannes Jahrhundertprojekt Um die Grossbaustelle am Bahnhof tobt ein bizarrer Streit. Kritiker stören sich an
einem riesigen Polizeizentrum – und daran, dass die Öffentlichkeit von diesem bis vor kurzem nichts wusste.

Anonymisierungen DasBundesver­
waltungsgerichtmuss seine Pra­
xis bei der Anonymisierung von
Urteilen im Zusammenhang mit
derAufnahmevonArzneimitteln
in die Spezialitätenliste über­
prüfen.DasBundesgericht hat die
Beschwerde eines Anwalts gut­
geheissen, der Herausgeber der
Fachpublikation «Pharma-Circu­
lars» ist und die ungeschwärzte
Version bestimmter Entschei­
dungen einsehen wollte. Die
Verwaltungskommission des
Gerichts lehnte dieses Ansinnen
mit Verweis auf eine bewährte
Anonymisierungspraxis und das
Geschäftsgeheimnis ab.

In einem gestern veröffent­
lichten Urteil hat das Bundesge­
richt die Beschwerde nun gutge­
heissen.DasBundesverwaltungs­
gerichtmussdieEinsichtsgesuche
erneut prüfen. Die Lausanner
Richter betonen, der Grundsatz
der Öffentlichkeit der Justiz be­
inhalte ein Recht auf Einsicht­
nahme in alle Urteile nach deren
Verkündung. Eine Anonymisie­
rung der Namen der Parteien
könne gerechtfertigt sein. (sda)

Gericht muss
bei Transparenz
über die Bücher

Vatikanreise Nach dem Treffen
bei der englischen Königin reist
Bundespräsident Ignazio Cassis
nun in den Vatikan. Im Vorder­
grund stehen die bilateralen Be­
ziehungen zwischen der Schweiz
und demHeiligen Stuhl.AmFrei­
tag wird Cassis an der Vereidi­
gung von 36 neuen Schweizer­
gardisten imVatikan teilnehmen.
An dieser werden zudem wie
üblich weitere Vertreterinnen
und Vertreter der Politik, Armee
sowie der Religionsgemein­
schaften der Schweiz anwesend
sein. Gastkanton ist in diesem
Jahr Nidwalden.

Darüber hinaus wird Cassis
das für die neue Schweizer
Botschaft vorgesehene Gebäude
besichtigen. Am 1. Oktober be­
schloss derBundesrat, beimHei­
ligen Stuhl in Rom eine Schwei­
zer Botschaft zu eröffnen. Die
diplomatischen Interessen der
Schweiz nimmt seit 2014 der
Schweizer Botschafter in Slowe­
nien wahr. Im Vorfeld waren die
Pläne des Bundesrats von den
Evangelischen Kirchen Schweiz
(EKS) kritisiert worden. (sda)

Ignazio Cassis
an Vereidigung von
Schweizergardisten

Erleichterungen fürSans-Papiers
in der Schweiz – dafür ist die
bürgerlich dominierte Staats­
politische Kommission des Na­
tionalrats (SPK-N) nicht gerade
bekannt.Dennochhat sievergan­
genen Freitag eine Motion ver­
abschiedet, die genau das be­
inhaltet.Die Kommission fordert
den Bundesrat auf, «den Zugang
zur beruflichen Ausbildung für
abgewiesene Asylsuchende und
Sans-Papiers zu erleichtern».
Die Abstimmung verlief denkbar
knapp: 11 Ja, 10 Nein und 4 Ent­
haltungen.DasGeschäft geht jetzt
an denNationalrat, später an den
Ständerat.

ZehntausendeMenschen leben
ohne geregelten Aufenthalts­
status in der Schweiz, zum Teil

seit vielen Jahren. Kinder, die
illegal in derSchweiz sind,unter­
liegen der Schulpflicht.Aber eine
Ausbildung, die darüber hinaus­
geht, ist nur sehr schwer zugäng­
lich. «Es scheint jedoch wenig
sinnvoll, junge motivierte Er­
wachsene mit Potenzial, die sich

sowieso schon in der Schweiz
befinden, von der beruflichen
Ausbildung auszuschliessen», so
die SPK-N in einer Medien­
mitteilung. «Es istwederdenBe­
troffenen noch der Gesellschaft
gedient, wenn diese Personen
über Jahre hinweg ohne Ausbil­
dung oder Beschäftigung sind.»

Restriktive Bedingungen
für Jugendliche
TreibendeKraft hinterderMotion
ist die Zürcher SP-Nationalrätin
Celine Widmer. «Junge Sans-
Papiers solltennicht bestraftwer­
den,nurweil ihreElternpapierlos
sind», sagt sie. Zwargibt es schon
seit 2014 eineMöglichkeit für sol­
che Jugendliche, eine Berufsaus­
bildungzumachen.Abernuretwa

60 Personen haben die Bewilli­
gung dafür tatsächlich erhalten.
«Wirgehendavonaus,dass esviel
mehr sein sollten», sagtWidmer.

Bisher seien die Bedingungen,
die die Jugendlichen erfüllen
müssten, zu restriktiv. Dazu ge­
hört, dass sie mindestens fünf
Jahre lang die obligatorische
Schule besucht haben müssen.
Die Motion schlägt nun vor, dass
«junge Menschen einbezogen
werden können,welche die obli­
gatorische Schule in der Schweiz
weniger als zwei Jahre oder gar
nicht besucht haben».Ausserdem
regt die Motion an, dass Bewer­
bungen für eine solche Ausbil­
dung anonymeingereichtwerden
können.«Es ist ein Problem,dass
die Leute sichnicht getrauen, sich

zumelden», sagtWidmer– denn
so könnte ihr Status als Sans-
Papiers den Behörden bekannt
werden. «Und sie befürchten,
dass dann die ganze Familie mit
hineingezogenwerden könnte.»

Züri-City-Card hat zum Ziel,
den Alltag zu vereinfachen
Widmer hofft, dass die Befür­
worter der Motion im National­
rat Unterstützung von der Mitte,
derEVPundwomöglich auch aus
der FDP erhalten könnten. Ein­
fach wird das nicht. So lehnt
Mitte-Präsident Gerhard Pfister,
selbst SPK-Mitglied, die Motion
ab.«Indemman Jugendlichendie
Bildung erlaubt (wogegen per se
nichts einzuwenden ist),werden
ihre Familien ebenfalls zuHärte­

fällen», schreibt er auf Anfrage.
Das führe «faktisch zu einer
100-Prozent-Garantie eines lega­
len Aufenthalts in der Schweiz
nach Ende der Ausbildung».
Pfisterplädiert stattdessen dafür,
«die Legalisierung der Sans-
Papiers per se» zu diskutieren.

ImKantonZürichwurdenVer­
suche zurLegalisierungvonSans-
Papiers mehrfach blockiert. Nun
stimmt die Stadt Zürich am
15. Mai über die Züri-City-Card
ab,eineArt städtische ID,die auch
Sans-Papiers erhalten können.
Das soll ihnen denAlltag erleich­
tern. «Es gibt die Sans-Papiers,
wirkönnendieAugendavornicht
verschliessen», sagtWidmer.

Hans Brandt

Kommission will Sans-Papiers Zugang zu Ausbildung erleichtern
Erstaunliche Wende Jugendliche Papierlose sollen leichter einen Beruf erlernen können, doch das Vorhaben ist umstritten.

Will «Augen nicht verschliessen»:
Celine Widmer (SP). Foto: Urs Jaudas
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Oliver Zihlmann
und Frederik Obermaier

EndeFebruarberichteten Journa­
listenweltweit übereinDatenleck
bei der Credit Suisse. Doch diese
Zeitungmusste auf dieRecherche
verzichten. 2015 hatte das Par­
lament Artikel 47 des Banken­
gesetzes derart verschärft, dass
Journalisten Daten aus einer
Bankgeheimnisverletzung nicht
mehrweitergeben dürfen.

Reporter ohne Grenzen, die
Europäischen Journalistenföde­
ration undderSchweizer Journa­
listenverbandprotestierten scharf
gegen dasGesetz. IreneKhan,die
UNO-Berichterstatterin für Mei­
nungsfreiheit, verschickte einen
sechsseitigen Brief an Aussen­
minister IgnazioCassis.DerBund
antwortete letzten Freitag mit
einem kurzen Schreiben und
versicherte,dasGesetzwerdenun
im Parlament nochmals geprüft.
Kommenden Donnerstag gibt
es dazu eine Anhörung in der
Kommission für Wirtschaft und
Abgaben des Nationalrats.

Frau Khan, hat die Schweiz ein
Problemmit der Pressefreiheit?
Der pauschale Schutz des Bank­
geheimnisses im Schweizer
Gesetz verstösst gegen interna­
tionales Recht.Namentlich gegen
Artikel 19 des UNO-Zivilpakts
und gegen Artikel 10 der Euro­
päischen Menschenrechtskon­
vention. Diese beiden Konven­
tionengarantierendieMeinungs-
und Pressefreiheit. Die Schweiz
hat beides unterschrieben – und
ist daher verpflichtet, sich daran
zu halten.

Was heisst das konkret?
ImSchweizerBankengesetzwird
schon die Weitergabe von ge­
wissen Bankdaten mit hohen
Strafen oder sogar Gefängnis
belegt. Und zwar unabhängig
davon, ob solche Daten auch im
öffentlichen Interesse stehen.
MeineMeinung ist: Das verstösst
gegen die Menschenrechte.

In den Konventionen ist
auch festgehalten, dass
man dieMeinungsfreiheit
einschränken kann.
Das ist richtig, aber die Kriterien
dafür sind sehr eng. Eine Ein­
schränkung muss gesetzlich
genau definiert sein. Sie muss
notwendig undverhältnismässig
sein und darf nur dazu dienen,
die Rechte und den Ruf anderer
zu achten oder die nationale Si­
cherheit,die öffentlicheOrdnung,
die öffentliche Moral und die öf­
fentlicheGesundheit zu schützen.
Der UNO-Menschenrechtsaus­
schuss hat eindeutig festgestellt,
dass eineEinschränkungnicht so
weit gefasst sein darf, dass sie das
Recht auf freie Meinungsäusse­
rung selbst gefährdet.

In diesem Fall ist jegliche
Veröffentlichung illegal, selbst
wenn sie einVerbrechen belegt.
Das Problem dabei ist, dass das
Verbot zu weit gefasst ist und
keineAusnahmeregelung imFall
überragenden öffentlichen Inte­
resses enthält. Auch die Strafe

ist sehr hart. Das hat eine ab­
schreckende Wirkung und ver­
anlasst Journalisten zur Selbst­
zensur. Es handelt sich um eine
Vorzensur, also um eine Zensur
der Medien, bevor sie überhaupt
recherchieren oder veröffent­
lichen können. Das wäre ein
klarer Verstoss gegen das Recht
auf freie Meinungsäusserung.

Inwiefern?
Es gibt auf der einen Seite ein
Recht auf Privatsphäre. Auf der
anderen aber auch ein öffent­
liches Interesse, über illegale
Finanzgeschäfte informiert zu
werden. Das Gesetz muss es er­
lauben, dass Journalisten diese
beiden Dinge gegeneinander
abwägen. Aber dieses Schweizer
Gesetz stellt jegliche Publikation
vonvornherein unterStrafe ohne
Ausnahme. Das geht zuweit.

Bei der Entstehung
des Gesetzes im Jahr 2015
war die Schweizwegen
Datendiebstählen
international unterDruck.
Man kann nicht argumentieren,
dass es hier um die nationale

Sicherheit geht. Der UNO-Men­
schenrechtsrat hat klargemacht,
dass die Interessen der Banken
nicht mit der nationalen Sicher­
heit gleichgesetztwerdendürfen,
um die Meinungsfreiheit einzu­
schränken.

Die Problemewurden erst
letzten Februar bekannt, als
diese Zeitung erklärte, sie habe
wegen des Bankgeheimnisses
Daten der Credit Suisse
nicht auswerten können.
Ja, auch ich wusste vorher nichts
vondiesemGesetz. Ich habedann
umgehend einen Brief an das
Departement für auswärtige
Angelegenheiten geschrieben
und die Bedenken der UNO dort
klar geschildert. Ich habe den
Bundesrat gebeten, zu erklären,
wie dieses Gesetz mit den inter­
nationalen Verpflichtungen der
Schweiz im Bereich der Men­
schenrechte zu vereinbaren ist.

Und haben Sie aus der Schweiz
Antwort erhalten?
Ja, vor wenigen Tagen. Die
Schweizer Regierung sagt, dass
sie sich voll und ganz für die

Meinungsfreiheit einsetze. Aus­
serdem sei noch nie ein Journa­
list aufgrund des Gesetzes ver­
folgtworden, und das Parlament
überprüfe das Gesetz derzeit.

Was halten Sie davon?
Ich hoffe,dass das SchweizerPar­
lament dasGesetz endlich ändert,
damit es im Einklang mit inter­
nationalenMenschenrechtsstan­
dards ist. Am 24. Juni werde ich
demUNO-Menschenrechtsrat ei­
nen Bericht zur globalen Situati­
on der Pressefreiheit vorlegen.
Dortwerde ich die Situation rund
um das Bankgeheimnis in der
Schweiz kritisch thematisieren.
Das Schweizer Bankengesetz ist
ein Beispiel für die Kriminali­
sierungvon Journalismus.Das ist
normalerweise ein Problem in
autoritären Staaten.

Die CS-Daten zeigen, dass
Bankkunden in zahlreiche
Verbrechen verwickelt waren:
von Korruption und Bestechung
bis hin zu Drogen- und
Menschenhandel.
BeiVerbrechen gibt es ein öffent­
liches Interesse, die finanziellen

Hintergründe zu erfahren. Als
ich persönlich zum Beispiel ein
Bankkonto in der Schweiz er­
öffnen wollte, musste ich einen
Lebenslauf einreichenundwurde
wochenlang geprüft, weil ich
eine politisch exponierte Person
bin. Wenn ich mir aber ansehe,
welche Kunden in der Schweiz
Konten erhielten, stellen sichmir
da schon Fragen.

Doch das Bankengesetz
verbietet es eben auch,
über verurteilte Kriminelle
oder politisch Exponierte
zu schreiben.
Auch verurteilte Straftäter und
politisch exponierte Personen
haben einRecht auf Privatsphäre,
aber nicht, wenn es gute Gründe
für die Annahme gibt, dass sie in
finanzielle Vergehen verwickelt
sind. Ich glaube, die Schweizer
Regierung ist in einerschwierigen
Lage, zu erklären, warum eine
Weitergabe von solchen Infor­
mationen mit bis zu drei Jahren
Gefängnis bestraft werden soll.
Insbesondere wenn Journalisten
undWhistleblowerauf echte Pro­
bleme in einer Bank hinweisen.
Das Gesetz darf das nicht unter
Strafe stellen.

Ist es ein Problem, dass hier
die Schweiz amPranger steht?
Die Schweiz setzt sich für Men­
schenrechte und Pressefreiheit
ein und ist zudemein sehraktives
Mitglied des UNO-Menschen­
rechtsrats. Ihre Regierung hat
immer wieder das Vorgehen an­
derer Länder gegen Journalisten
angeprangert. Deshalb ist es
wichtig, dass die Schweiz nun
auch selbst reagiert und ein so
problematisches Gesetz wieder
ändert.Die Schweiz darf nicht nur
predigen, siemuss auchhandeln.

Was geschieht,wenn
das Parlament das Gesetz
nicht ändert?
Westliche Demokratien wie die
Schweiz gelten international als
Vorbilder, wenn es um die Mei­
nungs- und Pressefreiheit geht.
Andere Länder beziehen sich da­
rauf. Bleibt das Gesetz so stehen,
können autoritäre Staaten darauf
verweisen und sagen: «Seht ihr?
Sogar die vorbildliche Schweiz
kriminalisiert Journalisten bei
Enthüllung von Finanzdaten.»
Das könnte den investigativen
Journalismus zu Korruption in
anderen Ländern erschweren.
Deshalb bereitet mir dieses Ge­
setz soviel Sorgen.Die Botschaft,
die es international aussendet,
schadet den Menschenrechten.

«Das ist eine Kriminalisierung
von Journalismus»
Kritik an Pressefreiheit Wegen des verschärften Bankengesetzes konnte diese Zeitung nicht über ein Datenleck bei
der Credit Suisse berichten. Jetzt kritisiert die zuständige UNO-Berichterstatterin Irene Khan die Schweiz hart.

«Die Schweiz
darf nicht
nur predigen,
siemuss
auch handeln.»

UNO-Berichterstatterin

Seit August 2020 ist Irene Khan
Berichterstatterin für Meinungs­
freiheit beim Hohen Kommissar
für Menschenrechte der UNO
in Genf. Zuvor arbeitete sie beim
UNO-Flüchtlingskommissariat
UNHCR. Als Sonderbeauftragte
absolviert sie auf Einladung
Länderbesuche und gibt
Empfehlungen ab. Sie unterbreitet
den Staaten Vorschläge, wie
sie Missstände beheben können.
Ausserdem erstellt sie Jahres­
berichte zur Lage der Presse-
und Meinungsfreiheit auf der Welt
zuhanden des UNO-Menschen­
rechtsrats. (oz)

Irene Khan prangert die hiesige
Gesetzgebung an. Foto: AFP


